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HAMBURGISCHES
GESETZ- UND

VERORDNUNGSBLATT
TEIL I

Nr. 24 MONTAG, DEN 13. SEPTEMBER 1999

§ 1

(1) Der Bebauungsplan Wilhelmsburg 82 für den Geltungs-
bereich einer südwärts gerichteten, 250 m langen Verlängerung
der bestehenden Straße Schmidts Breite (Bezirk Harburg, Orts-
teil 713) wird festgestellt. Das Gebiet wird wie folgt begrenzt:

Nordgrenze des Flurstücks 2562 (Trettaustraße), über die
Flurstücke 9932, 10635 (Schmidts Breite), 9584 und 2533,
Nordgrenze des Flurstücks 2562 (Trettaustraße), über die Flur-
stücke 2562 (Trettaustraße), 7797, 7799 und 5688, Ostgrenze
des Flurstücks 10585, über die Flurstücke 5688 und 7800, Ost-
grenze des Flurstücks 7800, über das Flurstück 7800, Südgren-
zen der Flurstücke 7800 und 5688, über die Flurstücke 5688,
10585 und 2562 (Trettaustraße) der Gemarkung Wilhelmsburg.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung werden beim Staatsarchiv zu
kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim
örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
daß er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1 be-
zeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fällig-
keit des Anspruchs herbeigeführt wird.

Verordnung
über den Bebauungsplan Wilhelmsburg 82

Vom 3. September 1999

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 27. August 1997 (Bundesgesetzblatt 1997 I Seite 2142,
1998 I Seite 137) in Verbindung mit § 3 Absatz 1 des Bauleit-
planfeststellungsgesetzes in der Fassung vom 4. April 1978
(Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 89),
zuletzt geändert am 26. April 1999 (Hamburgisches Gesetz-
und Verordnungsblatt Seite 73) sowie § 1 Absatz 2 der Verord-
nung zur Weiterübertragung von bau- und naturschutzrecht-
lichen Verordnungsermächtigungen vom 23. Juni 1998 mit der
Änderung vom 27. April 1999 (Hamburgisches Gesetz- und
Verordnungsblatt 1998 Seite 97, 1999 Seite 75) wird verordnet:
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3. Unbeachtlich sind

a) eine Verletzung der in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1
und 2 des Baugesetzbuchs bezeichneten Verfahrens- und
Formvorschriften und

b) Mängel der Abwägung,

wenn sie nicht in den Fällen des Buchstabens a innerhalb
eines Jahres, in den Fällen des Buchstabens b innerhalb von

sieben Jahren seit dem Inkrafttreten des Bebauungsplans
schriftlich gegenüber dem örtlich zuständigen Bezirksamt
geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die
Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen.

§ 2

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Hamburg, den 3. September 1999.

Das Bezirksamt Hamburg-Harburg



Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt 1999 221Nr. 24

§ 1

Das Hamburgische Katastrophenschutzgesetz vom 16. Ja-
nuar 1978 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt
Seite 31), zuletzt geändert am 9. Juni 1992 (Hamburgisches Ge-
setz- und Verordnungsblatt Seite 117), wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a. Im Ersten Abschnitt des Zweiten Teils werden hinter der
Textstelle „§ 13 Grundsatz und Einzelmaßnahmen“ die
Textstellen „§ 13 a Externe Notfallpläne für schwere Un-
fälle mit gefährlichen Stoffen“ und „§ 13 b Mitteilung“
eingefügt. 

b. Im Dritten Teil wird hinter der Textstelle „§ 24 Soziale
Sicherung“ die Textstelle „§ 24 a Erstattungsansprüche
von Arbeitgebern“ eingefügt.

2. In § 1 Absatz 2 Satz 1 werden hinter dem Wort „Allgemein-
heit“ die Wörter „und der Umwelt“ eingefügt.

3. Hinter § 13 wird folgender § 13 a eingefügt:

„§ 13 a

Externe Notfallpläne für schwere Unfälle
mit gefährlichen Stoffen

(1) Für Betriebe, für die gemäß Artikel 2 Absatz 1 Satz l
zweiter Halbsatz und Artikel 9 der Richtlinie 96/82/EG des
Rates vom 9. Dezember 1996 zur Beherrschung der Gefah-
ren bei schweren Unfällen mit gefährlichen Stoffen (Amts-
blatt der Europäischen Gemeinschaften 1997 Nummer L 10
Seite 13) von den Betreibern ein Sicherheitsbericht zu er-
stellen ist, haben die Katastrophenschutzbehörden unter
Beteiligung des Betreibers und unter Berücksichtigung des
betrieblichen Alarm- und Gefahrenplans (interner Notfall-
plan) einen externen Notfallplan zu erstellen. Die Katastro-
phenschutzbehörden können aufgrund der Informationen
in dem Sicherheitsbericht entscheiden, daß sich die Erstel-
lung eines externen Notfallplans erübrigt; die Entscheidung
ist zu begründen.

(2) Externe Notfallpläne sind zu erstellen, um

1. Schadensfälle einzudämmen und unter Kontrolle zu
bringen, so daß die Folgen möglichst gering gehalten und
Schäden für Mensch, Umwelt und Sachen begrenzt wer-
den können,

2. Maßnahmen zum Schutz von Mensch und Umwelt vor
den Folgen schwerer Unfälle einzuleiten,

3. notwendige Informationen an die Öffentlichkeit sowie
betroffene Behörden oder Dienststellen in dem betreffen-
den Gebiet weiterzugeben,

4. Aufräumarbeiten und Maßnahmen zur Wiederherstel-
lung der Umwelt nach einem schweren Unfall einzulei-
ten.

(3) Externe Notfallpläne müssen Angaben enthalten über

1. Namen oder Stellung der Personen, die zur Einleitung
von Sofortmaßnahmen sowie zur Durchführung und Ko-

ordinierung von Maßnahmen außerhalb des Betriebs-
geländes ermächtigt sind,

2. Vorkehrungen zur Entgegennahme von Frühwarnungen
sowie zur Alarmauslösung und zur Benachrichtigung der
Notfall- und Rettungsdienste,

3. Vorkehrungen zur Koordinierung der zur Umsetzung
des externen Notfallplans notwendigen Einsatzmittel,

4. Vorkehrungen zur Unterstützung von Abhilfemaßnah-
men auf dem Betriebsgelände,

5. Vorkehrungen betreffend Abhilfemaßnahmen außerhalb
des Betriebsgeländes,

6. Vorkehrungen zur Unterrichtung der Öffentlichkeit über
den Unfall sowie über das richtige Verhalten,

7. Vorkehrungen zur Unterrichtung der Notfall- und Ret-
tungsdienste ausländischer Staaten im Falle eines
schweren Unfalls mit möglichen grenzzüberschreitenden
Folgen.

(4) Die Entwürfe der externen Notfallpläne sind zur An-
hörung der Öffentlichkeit für die Dauer eines Monats öf-
fentlich auszulegen. Die geheimhaltungsbedürftigen Teile
der externen Notfallpläne, insbesondere dem Datenschutz
unterliegende personenbezogene Angaben, verdeckte Tele-
fonnummern oder interne Anweisungen, sind hiervon aus-
genommen. Ort und Dauer der Auslegung sind vorher
ortsüblich öffentlich bekanntzumachen mit dem Hinweis,
daß Bedenken und Anregungen während der Auslegungs-
frist vorgebracht werden können. Die fristgemäß vorge-
brachten Bedenken und Anregungen sind zu prüfen; das Er-
gebnis ist mitzuteilen. Haben mehr als fünfzig Personen
Anregungen mit im wesentlichen gleichem Inhalt vorge-
bracht, kann die Mitteilung des Ergebnisses der Prüfung da-
durch ersetzt werden, daß diesen Personen die Einsicht in
das Ergebnis ermöglicht wird; die Stelle, bei der das Ergeb-
nis der Prüfung während der Dienststunden eingesehen
werden kann, ist ortsüblich öffentlich bekanntzumachen.
Wird der Entwurf des externen Notfallplans nach der Ausle-
gung geändert oder ergänzt, ist er erneut auszulegen. Bei der
erneuten Auslegung kann bestimmt werden, daß Anregun-
gen nur zu den geänderten oder ergänzten Teilen vorge-
bracht werden können. Werden durch die Änderung oder
Ergänzung des Entwurfs die Grundzüge der Planung nicht
berührt oder sind Änderungen oder Ergänzungen im Um-
fang geringfügig oder von geringer Bedeutung, kann von
einer erneuten öffentlichen Auslegung abgesehen werden.

(5) Die Katastrophenschutzbehörden haben die von ihnen
erstellten externen Notfallpläne in angemessenen Abstän-
den von höchstens drei Jahren unter Beteiligung des Betrei-
bers und unter Berücksichtigung des internen Notfallplans
zu überprüfen, zu erproben und erforderlichenfalls zu über-
arbeiten und auf den neuesten Stand zu bringen. Bei dieser
Überprüfung sind Veränderungen in den betreffenden Be-
trieben und den betreffenden Notdiensten, neue technische
Erkenntnisse und Erkenntnisse darüber, wie bei schweren
Unfällen zu handeln ist, zu berücksichtigen.“

Gesetz
zur Änderung des Hamburgischen Katastrophenschutzgesetzes

Vom 6. September 1999

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:
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4. Hinter § 13 a wird folgender § 13 b eingefügt:

„§ 13 b
Mitteilung

Der Betreiber eines unter Artikel 9 der Richtlinie 96/82/EG
fallenden Betriebes hat den Katastrophenschutzbehörden
für die Erstellung des externen Notfallplans alle erforder-
lichen Informationen innerhalb der nachstehenden Fristen
zu geben:

1. bei neuen Betrieben vor der Inbetriebnahme,

2. bei bestehenden, bisher nicht unter die Richtlinie
82/501/EWG des Rates vom 24. Juni 1982 über die Gefah-
ren schwerer Unfälle bei bestimmten Industrietätigkei-
ten (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Num-
mer L 230 Seite l), zuletzt geändert am 31. Dezember 1991
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Num-
mer L 377 Seite 48), fallenden Betrieben innerhalb von
drei Jahren ab dem 3. Februar 1999,

3. bei sonstigen Betrieben innerhalb von zwei Jahren ab
dem 3. Februar 1999.“

5. § 24 erhält folgende Fassung:

„§ 24
Soziale Sicherung

(1) Den Helfern dürfen aus ihrer Verpflichtung zum Dienst
im Katastrophenschutz und aus diesem Dienst keine Nach-
teile im Arbeits- oder Dienstverhältnis sowie in der Sozial-
und Arbeitslosenversicherung und in der betrieblichen
Altersversorgung erwachsen, insbesondere darf ihnen des-
halb nicht gekündigt werden.

(2) Während der Dauer der Teilnahme an Einsätzen, von der
zuständigen Behörde angeordneten oder genehmigten
Übungen, Lehrgängen, Aus- oder Fortbildungen oder son-
stigen dienstlichen Veranstaltungen und eines angemesse-
nen Zeitraums davor und danach entfällt für die Helfer die
Pflicht zur Arbeits- oder Dienstleistung. Die Arbeitgeber
sind verpflichtet, den Helfern für diese Ausfallzeiten die
Arbeitsentgelte oder Dienstbezüge einschließlich aller Neben-
leistungen und Zulagen zu gewähren, die diese ohne Teil-
nahme an dem Katastrophenschutzdienst erhalten hätten.

(3) Für Beamte und Richter der Freien und Hansestadt
Hamburg sowie für Beamte der landesunmittelbaren Kör-
perschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen
Rechts gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend.

(4) Beruflich selbständige Helfer haben Anspruch auf die
Gewährung eines pauschalen Anerkennungsbetrages für
glaubhaft gemachten Verdienstausfall in gleicher Höhe wie
die entsprechenden Angehörigen der Freiwilligen Feuer-
wehren.

(5) Helfern, die Leistungen der Bundesanstalt für Arbeit,
Sozialhilfe sowie sonstige Unterstützungen oder Bezüge aus
öffentlichen Mitteln erhalten, sind die Leistungen weiterzu-
gewähren, die sie ohne den Dienst im Katastrophenschutz
erhalten hätten.

(6) Notwendige bare Auslagen und zusätzliche Kosten für
Verpflegung, die den Helfern bei Ausübung oder aus Anlaß
des Dienstes im Katastrophenschutz entstehen, sind ihnen
auf Antrag zu ersetzen. Der Auslagenersatz kann pauscha-
liert werden.

(7) Die Freie und Hansestadt Hamburg beteiligt sich nach
Maßgabe des Haushaltsplans durch Gewährung von Beihil-
fen an den Aufwendungen, die den Helfern oder ihren Hin-
terbliebenen aus Anlaß oder im Zusammenhang mit der
Wahrnehmung ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit entstehen.“

6. Hinter § 24 wird folgender § 24 a eingefügt:

„§ 24 a
Erstattungsansprüche von Arbeitgebern

(1) Privaten Arbeitgebern sind auf Antrag zu erstatten 

1. die von ihnen gemäß § 24 Absatz 2 Satz 2 fortgewährten
Leistungen,

2. das Arbeitsentgelt, das sie Arbeitnehmern auf Grund der
gesetzlichen Vorschriften während einer Arbeitsunfähig-
keit infolge Krankheit weitergewähren, wenn die Arbeits-
unfähigkeit auf den Dienst im Katastrophenschutz
zurückzuführen ist.

(2) Erstattungspflichtig sind auch die Anteile der privaten
Arbeitgeber zu den Beiträgen für die Sozialversicherung
und zur Bundesanstalt für Arbeit, ihre Leistungen zu einer
betrieblichen Altersversorgung und ihre freiwilligen Lei-
stungen.

(3) Ein Erstattungsanspruch besteht nur insoweit, als dem
privaten Arbeitgeber nicht nach anderen gesetzlichen Vor-
schriften ein Erstattungsanspruch zusteht.

(4) Arbeitnehmer im Sinne dieser Vorschrift sind Arbeiter
und Angestellte sowie die zu ihrer Berufsausbildung Be-
schäftigten.“

7. In § 25 Absatz 4 wird die Bezeichnung „Absätze 3 und 4“
durch die Bezeichnung „Absätze 2 und 3“ ersetzt.

§ 2

Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie
96/82/EG.

Ausgefertigt Hamburg, den 6. September 1999.

Der Senat


